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Rechtliche Lage und internationale Verpflichtungen 

Einführung: Bei der Debatte um die Behandlung von LGBTQ+ Themen in luxemburgischen Schulen stehen 

grundlegende Fragen der Menschenrechte, Bildungsgerechtigkeit und Diskriminierungsprävention im 

Mittelpunkt. Luxemburg hat sich durch die Ratifizierung verschiedener internationaler Abkommen zu hohen 

Standards in der Bildung und zum Schutz der Rechte aller Kinder verpflichtet. Die UN-

Kinderrechtskonvention, der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und die 

Europäische Menschenrechtskonvention setzen klare Maßstäbe für eine inklusive und diskriminierungsfreie 

Bildung. Diese Verpflichtungen umfassen das Recht auf Bildung, die Verständnis, Toleranz und 

Nichtdiskriminierung fördert, sowie das Verbot der Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung oder 

Geschlechtsidentität. Die Entfernung von LGBTQ+ Themen aus dem Schulunterricht würde nicht nur gegen 

diese internationalen Verpflichtungen verstoßen, sondern auch die Bemühungen um eine inklusive und 

tolerante Gesellschaft untergraben. Zudem haben sich verschiedene nationale und internationale 

Institutionen, darunter der luxemburgische Ombudsman für Kinder und Jugendliche, bereits positioniert und 

warnen vor den möglichen negativen Konsequenzen eines solchen Vorhabens. 

1.1 Internationaler Vereinbarungen und Bildungs-/Standards 

1.1.1 Verletzung von Bildungsstandards und Menschenrechten 

Mit dem Entfernen von LGBT-Themen aus dem schulischen Unterricht riskiert Luxemburg 

international, gegen Menschenrechtsstandards zu verstoßen, da dies als eine Verletzung von 

Menschenrechten betrachtet werden kann, insbesondere im Hinblick auf das Recht auf 

Bildung, das die Förderung von Verständnis und Toleranz einschließt. Diese Standards 

betonen das Recht auf Bildung, das ausdrücklich auf die Förderung von Verständnis, 

Toleranz und Nichtdiskriminierung ausgerichtet ist. Konkrete internationale Abkommen und 

Standards, die betroffen wären, umfassen: 

1.1.2 UN-Kinderrechtskonvention (KRK) 

- Artikel 29 (Ziele der Bildung) fordert, dass Bildung die Achtung vor Menschenrechten und 

Grundfreiheiten sowie die Akzeptanz von Unterschieden fördert. Das Entfernen von LGBT-

Themen würde diesen Grundsatz untergraben, indem es Vielfalt und Toleranz aus der 

Bildung ausklammert. 

- Artikel 2 (Diskriminierungsverbot) garantiert, dass Kinder nicht aufgrund ihrer sexuellen 

Orientierung, Geschlechtsidentität oder anderer Merkmale diskriminiert werden dürfen. Die 

Entfernung von LGBT-Themen läuft Gefahr, indirekt zur Diskriminierung beizutragen. 

1.1.3 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ICESCR) 

- Artikel 13 (Recht auf Bildung) verpflichtet die Vertragsstaaten, Bildungssysteme zu fördern, 

die die volle Entwicklung der menschlichen Persönlichkeit und den Respekt vor den 

Menschenrechten und Grundfreiheiten unterstützen. Die Förderung von Verständnis und 

Toleranz gegenüber LGBT-Personen gehört dazu. 

- Allgemeiner Kommentar Nr. 13 des UN-Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte betont die Verpflichtung, inklusive und nicht-diskriminierende Bildung 

anzubieten. 
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1.1.4 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) 

Artikel 8 Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens: (1) Jede Person hat das Recht 

auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz. 

Damit werden Privatsphäre und Identität junger trans Menschen geschützt, indem es ihnen 

das Recht gewährt, ihr Geschlecht und ihre Lebensweise im familiären und privaten Umfeld 

ohne Diskriminierung zu leben. Es garantiert den Schutz ihrer persönlichen Daten, wie etwa 

ihr trans Sein, vor unerwünschter Offenlegung. 

Artikel 14 (Diskriminierungsverbot) verbietet Diskriminierung in der Ausübung der durch die 

Konvention garantierten Rechte, einschließlich des Rechts auf Bildung. Eine systematische 

Auslassung von LGBT-Themen könnte als Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orientierung oder Geschlechtsidentität interpretiert werden. 

1.1.5 Die Europäische Charta der Menschenrechte hebt ebenfalls die Verpflichtung hervor, 

Diskriminierung zu bekämpfen und die Rechte von Minderheiten zu wahren. 

1.1.6 UNESCO-Richtlinien zu inklusiver Bildung 

Die UNESCO betont in mehreren Richtlinien zur Bildung, dass Schulen eine zentrale Rolle bei 

der Förderung von Toleranz und Respekt gegenüber Minderheiten, einschließlich der LGBT-

Gemeinschaft, spielen. Dies gehört zur Verpflichtung der Staaten, eine inklusive und 

gerechte Bildung für alle zu gewährleisten. 

 

1.2 Kinderrechte 

Kinderrechte stellen einen Teil der Menschenrechte dar und sind speziell auf Kinder und 

Jugendliche unter 18 Jahren ausgerichtet. Sie sollen sicherstellen, dass Kinder geschützt, 

gefördert und in Entscheidungsprozesse einbezogen werden.  

Hauptaspekte: 

- Schutzrechte: Schutz vor Gewalt, Misshandlung, sexuellem Missbrauch und Ausbeutung. 

- Förderrechte: Recht auf Gesundheitsversorgung, Bildung, soziale Sicherheit und 

angemessene Lebensbedingungen. 

- Beteiligungsrechte: Recht auf freie Meinungsäußerung und Beteiligung bei Entscheidungen. 

Wichtige Punkte: 

- Gleichbehandlung: Alle Kinder haben gleiche Rechte, unabhängig von Herkunft oder 

Geschlecht. 

- Verantwortung der Vertragsstaaten: Schaffung positiver Rahmenbedingungen für Kinder. 

- Bildung und Bewusstsein: Kinder haben das Recht, über ihre Rechte informiert zu werden. 

Die UN-Kinderrechtskonvention von 1989 ist in den meisten Ländern anerkannt und zielt darauf 

ab, Kinder zu schützen, zu fördern und ihre Teilhabe zu gewährleisten. Sie wurde von Luxemburg 

am 21. Dezember 1994 per Gesetz ratifiziert. 

 

1.2.1 Aus diesen in der Kinderrechtskonvention verankerten Rechte lassen sich verschiedene 

Aspekte ableiten, insbesondere das Recht auf Wissen und Bildung, unabhängig von 

elterlichen Moralvorstellungen und religiösen Vorgaben gilt für alle Lernenden in 

Luxemburg. 
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1.2.2 In einer Pressemitteilung vom 26.07.2024 weist der Ombudsman fir Kanner a Jugendlecher 

mit Bezugnahme auf die Kinderrechtskonvention darauf hin, dass die Umsetzung der 

Forderungen aus der Petition Nr. 3198 den gleichberechtigten Zugang zu zahlreichen 

Rechten gefährden könnte, die jedem Kind garantiert sind. Dazu gehören das Wohl des 

Kindes (Art. 3), sein Recht, gehört zu werden (Art. 12) und sich frei zu äußern (Art. 13), sein 

Recht auf körperliche und seelische Unversehrtheit (Art. 19), sein Recht auf Entwicklung 

(Art. 6), sein Recht auf Geschlechtsidentität (Art. 2 und 7) sowie sein Recht auf Gesundheit 

(Art. 24) und Bildung (Art. 28 und 29). Diese Rechte stehen jedem Kind von Geburt an zu. Die 

Aufgabe der Eltern und des Staates besteht darin, die volle Wirksamkeit dieser Rechte 

sicherzustellen, nicht sie einzuschränken (Art. 5, Art. 18). 

Der Ausschuss für die Rechte des Kindes hat in seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 20 (2016) 

zur Umsetzung der Kinderrechte während der Jugend hervorgehoben, dass homosexuelle, 

bisexuelle, transgeschlechtliche und intersexuelle Jugendliche häufig Verfolgung ausgesetzt 

sind. Sie erleben Misshandlungen, Gewalt, Stigmatisierung, Diskriminierung und Mobbing, 

werden von Bildung und Ausbildung ausgeschlossen und erfahren oft keinen Rückhalt von 

ihrer Familie und Gesellschaft. Darüber hinaus haben sie oft eingeschränkten Zugang zu 

sexuellen und reproduktiven Gesundheitsdiensten und -informationen. In extremen Fällen 

sind sie sexuellen Übergriffen, Vergewaltigungen oder sogar Mord ausgesetzt. Diese 

Situationen sind mit niedriger Selbstachtung, hohen Raten an Depressionen, Suizid und 

Obdachlosigkeit verbunden. 

Dabei präzisiert der Ombudsman mit Verweis auf das Kinderrechtskomitee (Observation 

générale n°20 (2016) sur la mise en œuvre des droits de l’enfant pendant l’adolescence), 

dass alle Jugendlichen das Recht auf freie Meinungsäußerung, auf Achtung ihrer 

körperlichen und psychischen Unversehrtheit, ihrer Geschlechtsidentität und ihrer 

wachsenden Autonomie haben. 

Zudem greift er die Empfehlung auf, in den schulischen Lehrplänen verpflichtend eine 

inklusive, umfassende und altersgerechte Aufklärung über sexuelle und reproduktive 

Gesundheit aufzunehmen und diese auch für nicht schulpflichtige Jugendliche zugänglich zu 

machen. Diese Aufklärung sollte wissenschaftlich fundiert sein, auf Menschenrechtsnormen 

basieren und unter Mitwirkung von Jugendlichen entwickelt werden. Besondere 

Aufmerksamkeit sollte dabei der Gleichstellung der Geschlechter, der sexuellen Vielfalt, den 

Rechten im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, 

verantwortungsbewusstem Sexualverhalten, der Gewaltprävention sowie der Vermeidung 

von Frühschwangerschaften und sexuell übertragbaren Infektionen gewidmet werden. 

Fazit: Wenn Luxemburg LGBT-Themen aus dem Schulunterricht entfernt, könnte dies gegen 

internationale Verpflichtungen verstoßen, die sich auf das Recht auf Bildung, Toleranzförderung und 

Diskriminierungsverbot beziehen. Besonders die UN-Kinderrechtskonvention, der Internationale Pakt 

über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und die Europäische Menschenrechtskonvention 

setzen klare Maßstäbe, die durch die Entfernung solcher Themen gefährdet wären. 
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1.3 Nationale Gesetzgebung 

1.3.1 Strafgesetzbuch (Code pénal) 

Im Luxemburger Strafgesetzbuch gibt es Artikel, welche die Diskriminierung von trans, inter und 

abinären Personen verbietet. Diese können strafrechtlich geahndet werden, siehe Kapitel VI, Artikel 

454: 

Chapitre VI. - Du racisme, du révisionnisme et d'autres discriminations 

(L. 19 juillet 1997) Art. 454.  

(L. 3 juin 2016) (L. du 20 juillet 2018) Constitue une discrimination toute distinction opérée entre les 

personnes physiques à raison de leur origine, de leur couleur de peau, de leur sexe, de leur 

orientation sexuelle, de leur changement de sexe, de leur identité de genre, de leur situation de 

famille, de leur âge, de leur état de santé, de leur handicap, de leurs mœurs, […] 

(L. du 20 juillet 2018) Constitue également une discrimination toute distinction opérée entre les 

personnes morales, les groupes ou communautés de personnes, à raison de l’origine, de la couleur 

de peau, du sexe, de l’orientation sexuelle, du changement de sexe, de leur identité de genre, de la 

situation de famille, de leur âge, de l’état de santé, du handicap, des mœurs, […] 

1.3.2 Wichtig ist, dass sich insbesondere Eltern, die LGBT-Themen ablehnen und dies innerhalb 

der Familie in einer Weise kommunizieren, dass ihre Kinder andere Kinder diskriminieren 

oder ihnen gegenüber gewalttätig werden, strafrechtlich für ihre Kinder verantwortlich sind. 

1.3.3 Code de l’Éducation Nationale 

«Loi du 25 juin 2004 portant organisation des lycées» 

(Mém. A – 126 du 16 juillet 2004, p. 1856) modifiée par: […]  

 

Texte coordonné au 5 septembre 2017 Version applicable à partir du 15 septembre 2017  

 

Chapitre 11. - Les règles de conduite  

[…] 

Art. 42. - Les mesures éducatives  

[…] Les mesures éducatives sont prises suite aux manquements suivants :  

1°  les actes d’incivilité et d’impertinence commis à l’égard des membres de la communauté scolaire […] 

 

Art. 43. - La mesure disciplinaire du renvoi  

[…] Le conseil de discipline peut prononcer la sanction du renvoi pour les faits suivants :  

1°  les voies de fait, l’incitation à la violence, la menace et les actes de violence commis à l’égard d’un 

membre de la communauté scolaire ;  

2°  l’insulte grave ;  

3°  l’enregistrement ou la diffusion de scènes de violence ou d’humiliation concernant les personnes de 

la communauté scolaire ;  

4°  […]  

5°  […]  

6°  les incitations et agissements discriminatoires, de nature xénophobe ou envers l’appartenance 

ethnique, le sexe ou l’identité du genre, le handicap, l’âge, l’orientation sexuelle, la religion ;  

7°  le harcèlement moral ou sexuel ;  

[…] 
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